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TOP 11:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des § 23 Absatz 1 
Aufenthaltsgesetz 

- Antrag der Länder Berlin, Thüringen -

Drucksache: 482/19

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Der beantragte Gesetzentwurf zielt darauf, das erforderliche Einvernehmen mit 

dem BMI für Aufnahmeanordnungen oberster Landesbehörden gemäß § 23 Ab-

satz 1 AufenthG durch ein Benehmen mit dem BMI zu erreichen.

Nach § 23 Absatz 1 AufenthG kann die oberste Landesbehörde unter anderem 

aus humanitären Gründen für Ausländer die Erteilung einer Aufenthaltserlaub-

nis anordnen. Nach § 23 Absatz 1 Satz 3 AufenthG bedarf es dafür des Einver-

nehmens mit dem BMI. 

In der Praxis habe sich nach Ansicht der antragstellenden Länder trotz der en-

gen Zusammenarbeit der beteiligten Behörden gezeigt, dass sich die Aufnahme 

von Menschen in Not so nicht effektiv umsetzen lasse. Daher solle das einzuho-

lende Einvernehmen durch ein Benehmen mit dem BMI ersetzt werden. 

II. Zum Gang der Beratungen 

Die Vorlage wurde in der 982. Sitzung des Bundesrates am 8. November 2019 

von der Tagesordnung abgesetzt. Das Land Berlin hat die Aufnahme der Vorla-

ge in die Tagesordnung für die 993. Sitzung des Bundesrates am 

18. September 2020 beantragt.
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III. Empfehlungen der Ausschüsse 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem 

Bundesrat, den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes  

n i c h t   beim Deutschen Bundestag einzubringen. 

Der Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik empfiehlt dem Bun-

desrat, den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76Absatz 1 des Grundgesetzes beim 

Deutschen Bundestag einzubringen. 

Wegen weiterer Einzelheiten der Empfehlungen der Ausschüsse wird auf BR-

Drucksache 482/1/19 verwiesen.


